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 Lärmaktionsplanung in Baden-Württemberg  

(Kooperationserlass-Lärmaktionsplanung) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

mit der Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG hat die Europäische Union einen wichti-

gen Schritt hin zu einer umfassenden Regelung der Geräuschimmissionen in der Um-

welt getan. Die Umgebungslärmrichtlinie befasst sich mit den Geräuschen des Stra-

ßen-, Schienen- und Flugverkehrs, in Ballungsräumen auch der darin liegenden In-

dustriegelände. Die wesentlichen Ziele sind dabei die Erfassung der Lärmbelastung in 

strategischen Karten, die Bewertung der Lärmsituation und die Planung von Minde-

rungsmaßnahmen sowie die Vorsorge gegen eine Zunahme des Lärms in Lärmakti-

onsplänen unter Mitwirkung der Öffentlichkeit. 
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Lärmaktionspläne aufzustellen, zu überprüfen und erforderlichenfalls zu überarbeiten, 

ist eine wichtige, wie auch komplexe Aufgabe mit einer Vielzahl an Beteiligten. Beson-

ders wichtig ist daher die Kooperation aller Beteiligten und die Koordination durch die 

planaufstellende Gemeinde. Das Verkehrsministerium hat daher mit dem so genann-

ten „Kooperationserlass-Lärmaktionsplanung" vom 23. März 2012 und weiteren 

Schreiben umfassende Hinweise zur Aufstellung von Lärmaktionsplänen gegeben. 

Diese werden mit dem vorliegenden Schreiben inhaltlich konsolidiert und u.a. auf-

grund der jüngsten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 

(VGH) zur Bindungswirkung von Lärmaktionsplänen (Az. 10 S 2449/17) aktualisiert. 

 

Die vorliegende Neufassung des „Kooperationserlass-Lärmaktionsplanung“ gibt den 

zuständigen Gemeinden sowie den berührten Fachbehörden und sonstigen Trägern 

öffentlicher Belange Hinweise für die Aufstellung, Überprüfung und Überarbeitung von 

Lärmaktionsplänen.   
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1 Allgemeine Informationen zur Lärmaktionsplanung 

Mit der Erarbeitung und Überprüfung landesweiter strategischer Lärmkarten erfolgt 

alle fünf Jahre eine systematische Erfassung der Lärmbelastung durch Hauptver-

kehrsstraßen, Haupteisenbahnstrecken, Großflughäfen und in Ballungsräumen auch 

durch sonstige relevante Lärmquellen wie beispielsweise Industriegelände. Darüber 

hinaus wird die Lärmbelastung von Einwohnern, Flächen, Wohnungen, Schul- und 

Krankenhausgebäuden durch Umgebungslärm in Form einer gemeindescharfen Be-

troffenheitsstatistik ausgewiesen. 

 

Aufbauend auf den Ergebnissen der Lärmkartierung sind Lärmaktionspläne zu erstel-

len, mit denen Lärmprobleme und Lärmauswirkungen an Hauptverkehrsstraßen, 

Haupteisenbahnstrecken, Großflughäfen sowie in Ballungsräumen geregelt werden 

(§ 47d Abs. 1 BImSchG). Ziel dieser Pläne soll es auch sein, ruhige Gebiete gegen 

eine Zunahme des Lärms zu schützen (§ 47d Abs. 2 BImSchG). 

1.1 Zuständigkeit für die Aufstellung von Lärmaktionsplänen 

Die Zuständigkeiten für die Lärmaktionsplanung sind in § 47e Abs. 1 und 4 BImSchG 

i.V.m. § 6 ImSchZuVO geregelt. Zuständig für die Aufstellung von Lärmaktionsplänen 

sind demnach 

 die Städte und Gemeinden  

 für Ballungsräume,  

 für Hauptverkehrsstraßen,  

 für nicht-bundeseigene Haupteisenbahnstrecken und  

 für Haupteisenbahnstrecken des Bundes mit Maßnahmen, die nicht in 

Bundeshoheit liegen, 

 das Regierungspräsidium Stuttgart für den Flughafen Stuttgart, 

 das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) für die Aufstellung eines bundesweiten 

Lärmaktionsplanes für Haupteisenbahnstrecken des Bundes mit Maßnahmen 

in Bundeshoheit. 

 

Die Lärmaktionsplanung stellt für Städte und Gemeinden eine weisungsfreie Pflicht-

aufgabe dar, d. h. diese Aufgaben werden von den Städten und Gemeinden eigen-

ständig im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung wahrgenommen. 
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Außerdem regelt § 47e Abs. 4 BImSchG, dass das EBA an der Lärmaktionsplanung 

für Ballungsräume mitwirkt. Ebenso haben nach § 47d Abs. 2a BImSchG die öffentli-

chen Eisenbahninfrastrukturunternehmen bei der Lärmaktionsplanung an Haupteisen-

bahnstrecken und für Ballungsräume mit Eisenbahnverkehr mitzuwirken. 

1.2 Erfordernis zur Aufstellung von Lärmaktionsplänen 

Die EU-Kommission hat vor dem Hintergrund fehlender Lärmaktionspläne der zweiten 

Runde ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eröffnet. Sie vertritt die 

Auffassung, Lärmaktionspläne seien für alle kartierten Gebiete zu erstellen, unabhän-

gig davon, ob Lärmprobleme bzw. vom Lärm Betroffene in einem kartierten Gebiet 

vorhanden sind. Die EU-Kommission sieht einen Ermessensspielraum erst bei der 

Festlegung von Maßnahmen in den Plänen, nicht jedoch bei der Frage, ob ein Lärm-

aktionsplan aufzustellen ist. 

 

Das Verkehrsministerium Baden-Württemberg vertritt folgende modifizierte Auffas-

sung: Lärmaktionspläne sind grundsätzlich für alle kartierten Gebiete aufzustellen, in 

denen die Umgebungslärmkartierung Lärmbetroffene ausweist. Zu kartieren sind ge-

mäß § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 der Verordnung über die Lärmkartierung (34. BImSchV) 

Bereiche mit Lärmpegeln über 55 dB(A) LDEN und 50 dB(A) LNight.  

 

Ob für eine Gemeinde Lärmbetroffene ausgewiesen sind, ergibt sich aus der 

Belastungsstatistik der LUBW (www.lubw.de > Themen > Lärm und Erschütterungen 

> Lärmkartierung, Lärmaktionsplanung > Lärmkarten). Aus der Rundungsregel 

gemäß § 4 Abs. 5 der 34. BImSchV, nach der die Zahlenangaben auf die nächste 

Hunderterstelle auf- oder abzurunden sind, ergibt sich, dass für Gemeinden mit 

weniger als 50 Lärmbetroffenen keine Verpflichtung zur Aufstellung eines 

Lärmaktionsplans besteht. Wir weisen jedoch darauf hin, dass die EU-Kommission 

wie oben erläutert eine hiervon abweichende Auffassung vertritt. 

1.3 Qualifizierte Lärmaktionsplanung  

Lärmbelastungen oberhalb von 65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht liegen in 

einem gesundheitskritischen Bereich. Daher sind Bereiche mit Lärmbelastungen über 

65 dB(A) LDEN und 55 dB(A) LNight bei einer qualifizierten Lärmaktionsplanung auf 

jeden Fall zu berücksichtigen. Mit der Lärmaktionsplanung ist darauf hinzuwirken, 

diese Werte nach Möglichkeit zu unterschreiten. 
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Bei der Lärmaktionsplanung für Flugplätze sind nach § 14 des Gesetzes zum Schutz 

gegen Fluglärm die jeweils anwendbaren Werte des § 2 Abs. 2 des Gesetzes zum 

Schutz gegen Fluglärm zu beachten. 

 

Vordringlicher Handlungsbedarf zur Lärmminderung und zur Verringerung der An-

zahl der Betroffenen besteht in Bereichen mit sehr hohen Lärmbelastungen über 

70 dB(A) LDEN und 60 dB(A) LNight.  

 

Ziel der Lärmaktionspläne soll es auch sein, ruhige Gebiete gegen eine Zunahme 

des Lärms zu schützen (siehe Abschnitt 2.6). 

 

Für eine zielgerichtete Lärmaktionsplanung wird den Gemeinden empfohlen, die 

Lärmkartierung zu ergänzen und beispielsweise durch eine räumlich differenzierte 

Betroffenheitsanalyse zu verfeinern. Einzubeziehen sind hier häufig verkehrsreiche 

Kreis- und Gemeindestraßen oder auch lärmrelevante Straßen mit weniger als 

8.200 Kfz/Tag, sowie ortsbekannte, aber nicht erfasste Lärmprobleme und Gebiete 

mit offensichtlicher Mehrfachbelastung. Dies erleichtert gleichzeitig die Beurteilung 

von Verkehrsverlagerungseffekten, die mit angedachten Lärmschutzmaßnahmen ein-

hergehen können. Werden für die Lärmaktionsplanung eigene Lärmberechnungen für 

den Straßenverkehr vorgenommen, empfiehlt es sich, diese auch nach den Vorgaben 

der Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen (RLS-90) durchzuführen.  

1.4 Vereinfachte Lärmaktionsplanung 

In einfach gelagerten Fällen, wenn beispielsweise keine Betroffenen oberhalb von 

65 dB(A) LDEN und 55 dB(A) LNight ausgewiesen sind, kann der Lärmaktionsplan mit 

vermindertem Aufwand erstellt werden. In bestimmten Fällen kann die Lärmaktions-

planung sogar mit der Bewertung der Lärmsituation abgeschlossen werden. Ein sol-

cher Fall liegt beispielsweise vor, wenn eine deutliche Verbesserung der Lärmsitua-

tion konkret, d.h. innerhalb von max. 5 Jahren, absehbar ist, wie z. B. durch eine im 

Bau befindliche Ortsumgehung. In solchen einfach gelagerten Fällen regt das Ver-

kehrsministerium an, den Musterbericht für die Berichterstattung von Informationen 

über Lärmaktionspläne an die EU-Kommission auch zur Lärmaktionsplanung selbst 

heranzuziehen (siehe Abschnitt 1.8). Auch in solchen Fällen ist die rechtzeitige und 

effektive Mitwirkung der Öffentlichkeit nach § 47d Abs. 3 BImSchG gesetzlich vorge-

schriebener Bestandteil der Lärmaktionsplanung (siehe Abschnitt 1.6). 



- 7 - 

1.5 Verfahren zur Aufstellung von Lärmaktionsplänen 

Das Verfahren zur Aufstellung, Überprüfung und Überarbeitung eines Lärmaktionspla-

nes ist im Wesentlichen in § 47d BImSchG geregelt. 

 

Beteiligte Akteure 

Ausdrücklich geregelt ist, dass die Öffentlichkeit zu beteiligen ist und rechtzeitig und 

effektiv die Möglichkeit erhält, an der Ausarbeitung und der Überprüfung der Lärmakti-

onspläne mitzuwirken (siehe Abschnitt 1.6). 

 

Den Regelungen kann nicht entnommen werden, wie das Verfahren zur Aufstellung 

eines Lärmaktionsplans im Einzelnen konkret abzulaufen hat. In der Praxis hat es 

sich bewährt, sich an dem Verfahren der Bauleitplanung zu orientieren.  

 

Auf jeden Fall sind alle Fachbehörden zu beteiligen, die als Träger öffentlicher Ver-

waltung für die Durchsetzung der Maßnahmen in Lärmaktionsplänen zuständig sind 

(§ 47d Abs. 6 i.V.m. § 47 Abs. 6 BImSchG). Ebenfalls zu beteiligen sind die Behörden, 

die planungsrechtliche Festlegungen in Lärmaktionsplänen in ihren Planungen zu be-

rücksichtigen haben. Darüber hinaus kann auch eine breitere Beteiligung sinnvoll 

sein, um den Entscheidungen ein erweitertes Meinungsbild zu Grunde zu legen. 

 

Kooperation und Koordination 

Um eine sinnvolle und effektive Aktionsplanung durchzuführen, ist es besonders wich-

tig, dass die planaufstellende Gemeinde und die für die Umsetzung von Maßnahmen 

zuständigen Fachbehörden bei der Aufstellung eines Lärmaktionsplans eng koope-

rieren und die notwendigen Handlungen koordiniert werden. Die planaufstellende 

Gemeinde hat den Fachbehörden wie auch den sonstigen Trägern öffentlicher Be-

lange die Möglichkeit zu geben, sich frühzeitig und fundiert in das Verfahren zur Auf-

stellung eines Lärmaktionsplans einzubringen. Fachbehörden und Gemeinden stellen 

sich vorhandene relevante Daten und Informationen gegenseitig zur Verfügung. Ne-

ben den für die Berechnung erforderlichen Daten sind dies insbesondere die Daten 

zu den bereits vorhandenen aktiven und passiven Lärmschutzeinrichtungen. Die 

Fachbehörden bringen ihre Erwägungen und Prüfungen von Maßnahmenvorschlägen 

in das Planaufstellungsverfahren ein und können eigene Maßnahmenvorschläge un-

terbreiten.  
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Lärmaktionspläne in interkommunaler Zusammenarbeit 

Der „Leitfaden zur Aufstellung von Lärmaktionsplänen in interkommunaler Zusam-

menarbeit“ gibt Gemeinden, orientiert am Bebauungsplanverfahren, praktische Hin-

weise für den Ablauf des Verfahrens zur Aufstellung eines Lärmaktionsplanes. Der 

Leitfaden wirbt außerdem für eine interkommunale Zusammenarbeit. Die Netzstruktur 

der Hauptlärmquelle Straßenverkehr legt nahe, bei der Lärmaktionsplanung einen re-

gionalen Ansatz zu verfolgen. Durch eine interkommunale Zusammenarbeit wird es 

möglich, die Vor- und Nachteile von Maßnahmen einvernehmlich abzuwägen, ge-

meinsame Lösungen zu finden und die Kosten der Lärmaktionsplanung gegenüber 

unabhängigen Einzelplanungen zu reduzieren. Die Anwendung des Leitfadens wird 

empfohlen. Er ist im Internet eingestellt unter www.vm.baden-wuerttemberg.de > 

Mensch & Umwelt > Lärmschutz > Lärmkarten- und Lärmaktionspläne > Lärmaktions-

pläne. 

1.6 Mitwirkung der Öffentlichkeit 

Die Öffentlichkeit wird zu Vorschlägen für Lärmaktionspläne gehört. Ihr ist bei der 

Ausarbeitung sowie der Überprüfung und der erforderlichenfalls erfolgenden Überar-

beitung von Lärmaktionsplänen rechtzeitig und effektiv die Möglichkeit zur Mitwir-

kung zu geben. Außerdem ist sie über die getroffenen Entscheidungen zu unterrich-

ten (§ 47d Abs. 3 BImSchG).  

 

Informationen und Beispiele für gelungene Beteiligungsverfahren an der Lärmaktions-

planung sind z. B. in den LAI-Hinweisen zur Lärmaktionsplanung aufgeführt, die über 

die Internetseiten der LUBW unter www.lubw.de > Themen > Lärm und Erschütterun-

gen > Lärmkartierung, Lärmaktionsplanung > Publikationen und Links verfügbar sind. 

1.7 Überprüfung bestehender Lärmaktionspläne 

Bestehende Lärmaktionspläne sind bei bedeutsamen Entwicklungen für die Lärm-

situation, ansonsten alle fünf Jahre nach dem Zeitpunkt ihrer Aufstellung zu überprü-

fen und erforderlichenfalls zu überarbeiten (§ 47d Abs. 5 BImSchG). Dies gibt der In-

tention des Gesetzgebers Ausdruck, die Lärmaktionsplanung als kontinuierliches Pla-

nungsinstrument zu implementieren. 

 

Die Veröffentlichung überarbeiteter Lärmkarten nach § 47c BImSchG stellt eine be-

deutsame aktualisierte Grundlageninformation dar, auf deren Basis eine Überprüfung 

http://vm.baden-wuerttemberg.de/de/mensch-umwelt/laermschutz/laermkarten-und-aktionsplaene/laermarmer-verdichtungsraum/
http://vm.baden-wuerttemberg.de/de/mensch-umwelt/laermschutz/laermkarten-und-aktionsplaene/laermarmer-verdichtungsraum/
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bestehender Lärmaktionspläne vorzunehmen ist. Dies gilt auch dann, wenn die Auf-

stellung oder die letzte Überprüfung eines Lärmaktionsplanes vor weniger als fünf 

Jahren erfolgte. Erforderlichenfalls ist der Lärmaktionsplan zu überarbeiten. Dies 

kann gegebenenfalls in Form einer Ergänzung zum vorhandenen Lärmaktionsplan er-

folgen. 

 

Auch bei der Überprüfung von Lärmaktionsplänen ist die Mitwirkung der Öffentlich-

keit gemäß § 47d Abs. 3 BImSchG vorgeschrieben (siehe Abschnitt 1.6). 

 

Nach § 47d Abs. 2 BImSchG haben Lärmaktionspläne u. a. den Mindestanforderungen 

des Anhangs V der Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG zu entsprechen. Das um-

fasst auch Angaben für die Überprüfung eines Lärmaktionsplans, nach denen seine 

Durchführung und die Ergebnisse zu bewerten sind (siehe Anhang V Nr. 1 letzter An-

strich der Richtlinie 2002/49/EG). Danach ist sowohl auf das Verfahren der Aufstellung 

des Lärmaktionsplans als auch insbesondere auf die Umsetzung von Maßnahmen und 

die erzielten Lärmminderungen abzuheben. 

 

Die Überprüfung sollte mindestens folgende Punkte umfassen: 

 Relevante Änderungen der Lärmsituation (z.B. zusätzliche kartierte Strecken, 

Verkehrsstärken, Lkw-Anteile, Geschwindigkeitsregelungen, aktive Lärm-

schutzmaßnahmen, andere Lärmquellen), 

 Relevante Änderungen der Lärmeinwirkungen (z.B. Bebauungsstruktur, Ein-

wohnerzahlen, passive Lärmschutzmaßnahmen), 

 Änderungen in der Bewertung von Lärmproblemen und Lärmauswirkungen, 

sind Bereiche mit Werten von 65/55 dB(A) noch vorhanden? 

 Analyse zum Stand der Umsetzung von Maßnahmen, 

 weitere Maßnahmenmöglichkeiten vorhanden (verkehrsrechtliche Maßnahmen 

wie Geschwindigkeitsbeschränkungen, straßenbauliche Maßnahmen wie Be-

lagssanierungen, städtebauliche Maßnahmen, Maßnahmen für eine ruhige und 

sichere Ortsmitte, Elektrifizierung von Busflotten)? 

 Entwicklungen in der Zahl der betroffenen Personen, Wohnungen, Schulen 

und Krankenhäuser oder der Flächen, 

 Hemmnisse und Optimierungsmöglichkeiten, 

 Berücksichtigung planungsrechtlicher Festlegungen in anderen Planungen, 

z. B. zum Schutz ruhiger Gebiete, 

 Erfolge langfristiger Strategien, 

 Schlussfolgerung für die Überarbeitung des Lärmaktionsplanes 
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Das Ergebnis der Überprüfung und der erforderlichenfalls erfolgten Überarbeitung 

des Lärmaktionsplans ist zusammen mit den Ergebnissen der Mitwirkung der Öffent-

lichkeit an die EU-Kommission zu übermitteln. Dabei sind die geltenden Berichts-

pflichten und Fristen zu beachten (siehe Abschnitte 1.8 und 1.9).  

1.8 Berichterstattung aus abgeschlossenen Lärmaktionsplänen 

Berichtspflichten gegenüber der EU-Kommission 

Lärmaktionspläne, d. h. neu aufgestellte Pläne wie auch deren Überprüfung und 

Überarbeitung, unterliegen der Berichtspflicht an die EU-Kommission. Nach § 47d 

Abs. 2 BImSchG haben Lärmaktionspläne den Mindestanforderungen des Anhangs V 

der Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG zu entsprechen und auch die nach An-

hang VI der Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG an die EU-Kommission zu übermit-

telnden Daten zu enthalten. Die entsprechenden Informationen aus Lärmaktionsplä-

nen sind nach § 47d Abs. 7 BImSchG dem Umweltbundesamt (UBA) als der vom 

Bundesumweltministerium (BMU) benannten Stelle zu übermitteln.  

 

Für Baden-Württemberg sammelt die LUBW die von den Städten und Gemeinden 

übermittelten Informationen aus Lärmaktionsplänen und gibt diese gebündelt weiter. 

Informationen aus abgeschlossenen Lärmaktionsplänen sind zeitnah nach Verab-

schiedung des Lärmaktionsplans in elektronischer Form einer Zusammenfassung an 

die LUBW zu übermitteln. Dies gilt auch für den Fall, dass ein Lärmaktionsplan – über 

die bereits umgesetzten Lärmschutzmaßnahmen hinaus – keine weiteren Maßnah-

men enthalten sollte. Zu diesem Zweck wird ein Musterbericht zur Datenberichterstat-

tung zur Verfügung gestellt.  

 

Musterbericht für die Berichterstattung aus Lärmaktionsplänen 

Mit dem Musterbericht steht eine Arbeitshilfe zur Erfüllung der Berichtspflicht an die 

EU-Kommission zur Verfügung (§ 47d Abs. 2 und 7 BImSchG). Der Musterbericht soll 

zur Berichterstattung eines erstmals aufgestellten oder überarbeiteten Lärmaktions-

plans verwendet werden. Ebenso ist er zu verwenden, sofern nach Überprüfung keine 

Überarbeitung des Plans erforderlich sein sollte.  

 

Der Musterbericht im Word-Format wurde zusammen mit Erläuterungen zum Ausfül-

len des Berichts auf den Internetseiten der LUBW eingestellt (www.lubw.de > Themen 

> Lärm und Erschütterungen > Lärmkartierung, Lärmaktionsplanung > Lärmaktions-

planung). 
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Der Musterbericht orientiert sich an den Anforderungen für die Berichterstattung in 

Anhang VI der Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG. Gefordert ist nach Anhang VI 

Ziffer 1.8 der Richtlinie 2002/49/EG eine max. 10-seitige, validierte Zusammenfas-

sung des Lärmaktionsplans.  

 

Durch die vorgegebene Struktur und die Erläuterungen zum Musterbericht ist eine 

richtlinienkonforme Berichterstattung möglich. Vollständig ausgefüllt entspricht der 

Musterbericht den Mindestanforderungen für Aktionspläne nach Anhang V der Umge-

bungslärmrichtlinie 2002/49/EG.  

 

Es sind ausschließlich Zusammenfassungen verabschiedeter Lärmaktionspläne zu 

übermitteln, keine Zwischenberichte oder Entwurfsstände. Im Rahmen des Vertrags-

verletzungsverfahrens prüfte die EU-Kommission bisher insbesondere, ob die Zusam-

menfassung des Lärmaktionsplans maximal 10 Seiten umfasst, ob aus der Zusam-

menfassung hervorgeht, auf welche Lärmquellen sich der Aktionsplan bezieht, ob der 

Plan verabschiedet/validiert/unterzeichnet wurde, ob die vorgeschriebene Anhörung 

der Öffentlichkeit erfolgt ist und ob die Verabschiedung des Plans innerhalb der letz-

ten fünf Jahre erfolgte.  

 

Der Musterbericht ist vollständig ausgefüllt und unterzeichnet auf elektronischem Weg 

an die LUBW, Referat 34, E-Mail-Adresse laerm@lubw.bwl.de zu übersenden. Aus 

technischen Gründen (Berichtsystem der EU-Kommission) kann nur ein PDF-Doku-

ment übermittelt werden. Eventuelle Zusatzinformationen wie auch das Ergebnis der 

Überprüfung eines bestehenden Planes sind daher in ein einziges Dokument mit ein-

zubinden. Auf den Umfang von max. 10 Seiten ist zu achten. 

1.9 Fristen für die Lärmaktionsplanung  

Grundsätzlich werden Lärmaktionspläne bei bedeutsamen Entwicklungen für die 

Lärmsituation, ansonsten jedoch alle fünf Jahre nach dem Zeitpunkt ihrer Aufstellung 

überprüft und erforderlichenfalls überarbeitet (§ 47d Abs. 5 BImSchG). Lärmaktions-

pläne dürfen somit nicht älter als fünf Jahre sein. 

 

Eine solche bedeutsame Entwicklung ist u.a. die alle fünf Jahre zu aktualisierende 

Umgebungslärmkartierung nach § 47c BImSchG.  

 

mailto:laerm@lubw.bwl.de
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Bei der Erarbeitung der Lärmaktionspläne wird der Qualität – neben der zügigen Erar-

beitung – ein hoher Stellenwert beigemessen. Eine qualifizierte Lärmaktionsplanung 

sollte in der Regel nach 1 ½ Jahren abgeschlossen sein. 

 

Informationen aus Lärmaktionsplänen sind zeitnah nach Verabschiedung des Lärm-

aktionsplans in Form einer Zusammenfassung an die LUBW zu übermitteln (siehe Ab-

schnitt 1.8). Dies gilt auch für die Überprüfung bestehender Lärmaktionspläne (siehe 

Abschnitt 1.7). 

2 Maßnahmen in Lärmaktionsplänen 

Als Maßnahmen zur Lärmminderung kommen je nach Verkehrsträger verschiedenste 

Maßnahmen in Betracht. Dabei sind jeweils die spezifischen Regelungen des Fach-

rechts zu beachten. 

 

Nachfolgend werden grundsätzliche Erläuterungen zur Bindungswirkung von Lärm-

aktionsplänen (Abschnitt 2.1) sowie Hinweise zur Lärmminderung an Straßen durch 

bauliche und verkehrsrechtliche Maßnahmen (Abschnitte 2.2 und 2.3), zur Lärm-

minderung an Schienenwegen (Abschnitt 2.4) sowie zur Lärmminderung durch 

planerische Maßnahmen (Abschnitt 2.5) gegeben. Zudem wird die Zielsetzung der 

EU-Umgebungslärmrichtlinie erläutert, ruhige Gebiete zu identifizieren und vor einer 

Zunahme des Lärms im Sinne einer Lärmvorsorge zu schützen (Abschnitt 2.6). Ab-

schließend wird auf den Umstand eingegangen, dass die Festlegung von Maßnah-

men im Lärmaktionsplan unter bestimmten Voraussetzungen auch die Verpflichtung 

zur Durchführung einer strategischen Umweltprüfung zur Folge haben kann (siehe 

Abschnitt 2.7). 

2.1 Bindungswirkung von Lärmaktionsplänen 

Nach § 47d Abs. 6 i.V.m. § 47 Abs. 6 BImSchG sind Maßnahmen in Lärmaktionsplä-

nen nach § 47d Abs. 1 BImSchG durch Anordnungen oder sonstige Entscheidungen 

der zuständigen Träger öffentlicher Verwaltung nach diesem Gesetz oder nach ande-

ren Rechtsvorschriften durchzusetzen. Sind in den Plänen planungsrechtliche Festle-

gungen vorgesehen, haben die zuständigen Planungsträger dies bei ihren Planungen 

zu berücksichtigen. 
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§ 47d Abs. 6 i.V.m. § 47 Abs. 6 BImSchG stellt keine eigenständige Rechtsgrundlage 

für die Anordnung von Lärmminderungsmaßnahmen dar. Diese können nur umge-

setzt werden, wenn sie nach Fachrecht zulässig sind und rechtsfehlerfrei in einen 

Lärmaktionsplan aufgenommen wurden. Bei der Umsetzung von Maßnahmen eines 

Lärmaktionsplans prüft die Fachbehörde, ob die gesetzlichen Voraussetzungen auf 

der Tatbestandseite vorliegen und das Ermessen durch die planaufstellende Behörde 

rechtsfehlerfrei ausgeübt wurde (vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 17. Juli 

2018, 10 S 2449/17, Rn. 28). Ist dies gegeben, ist die Fachbehörde zur Umsetzung 

verpflichtet. Insofern wird der fachrechtliche Ermessensspielraum der zuständigen 

Fachbehörde durch die Lärmaktionsplanung überlagert. Bereits während der Aufstel-

lung von Lärmaktionsplänen ist deshalb bei der Prüfung, ob die tatbestandlichen Vo-

raussetzungen gegeben sind, die Kooperation mit der jeweiligen Fachbehörde zu su-

chen. In diesem Rahmen sind die Fachbehörden gehalten, ihre Expertise in das 

Planaufstellungsverfahren einzubringen. Auf die Ausführungen zu straßenverkehrs-

rechtlichen Maßnahmen in Abschnitt 2.3 wird hingewiesen. 

2.2 Lärmminderung an Straßen – Straßenumbau und andere bauliche 

Maßnahmen 

Ziel des Umbaus von Straßen ist die Herstellung einer ruhigen und sicheren Orts-

mitte. Sie dienen durch Geschwindigkeitsreduzierung, Verkehrsverlagerung und kür-

zere Wege der Lärmminderung.  

 

Wenn straßenbauliche Maßnahmen noch einer Planfeststellung oder Genehmigung 

bedürfen (z.B. Bau einer Lärmschutzwand), sind die planerischen Festlegungen in 

Lärmaktionsplänen vom zuständigen Planungsträger bei seinen Planungen zu be-

rücksichtigen. Dies bedeutet, dass Vorgaben des Lärmaktionsplans bei anderen Pla-

nungen mit den übrigen öffentlichen und privaten Belangen abgewogen werden müs-

sen. 

 

Wenn straßenbauliche Maßnahmen keiner Planfeststellung oder Genehmigung be-

dürfen, können Maßnahmen in einem Lärmaktionsplan verbindlich nur für solche 

Straßen beschlossen werden, für die in der Abwägung auch die Frage der Bereitstel-

lung der notwendigen Haushaltsmittel geklärt werden konnte. Dies ist in der Regel nur 

dann der Fall, wenn die Baulast bei der Gemeinde als planaufstellender Behörde 

liegt. Die Gemeinde kann mit dem Land vereinbaren, bauliche Maßnahmen auf ei-

gene Kosten durchzuführen.  
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Wurde in einen Lärmaktionsplan eine straßenbauliche Maßnahme rechtsfehlerfrei 

aufgenommen und liegt die Baulast nicht bei der Gemeinde selbst, bewirkt dies, dass 

eine Maßnahme im Entscheidungsprozess der Straßenbaubehörde berücksichtigt 

werden muss. Voraussetzung für die Durchführung einer Maßnahme im Rahmen der 

Lärmsanierung des Bundes oder des Landes ist, dass die für die Lärmsanierung 

festgelegten Auslösewerte überschritten sind. Anfang 2016 wurden die Auslösewerte 

für die Lärmsanierung an Landesstraßen in Gebieten mit regulärer Wohnnutzung im 

Vergleich zu den Lärmsanierungswerten an Bundesstraßen um 2 dB(A) abgesenkt 

(Erlass abrufbar unter www.vm.baden-wuerttemberg.de > Mensch & Umwelt > Lärm-

schutz > Lärmquellen > Straßenlärm).  

 

Den kommunalen Baulastträgern wird empfohlen, die an Landesstraßen vollzogene 

Absenkung der Auslösewerte für die Lärmsanierung für Straßen in ihrer Baulast eben-

falls anzuwenden. 

 

Lärmsanierungsmaßnahmen kommen in Baden-Württemberg bei Überschreiten fol-

gender Auslösewerte in Betracht:  

 Bundesfernstraßen Landesstraßen 

 Tag Nacht Tag Nacht 

an Krankenhäusern, Schulen, Kurhei-

men, Altenheimen, in reinen und  

allgemeinen Wohngebieten,  

in Kleinsiedlungsgebieten 

67 57 65 55 

in Kerngebieten, Dorfgebieten,  

Mischgebieten 
69 59 67 57 

in Gewerbegebieten 72 62 72 62 

 

Maßgebend für die fachliche Berechnung des Beurteilungspegels und die Bestim-

mung des Immissionsortes sind hierbei die Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an 

Straßen - RLS-90. Darüber hinaus muss die Maßnahme auch verhältnismäßig im 

Sinne des Fachrechts sein. Liegen diese Voraussetzungen vor, setzt die Fachbe-

hörde die Maßnahme im Rahmen der ihr zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 

um. 
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Etwas Anderes gilt nur dann, wenn die Lärmbelastung die grundrechtliche Schwelle 

zur Gesundheitsgefährdung überschreitet. Dies ist zumindest bei Lärmpegeln von 

70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts, in Gewerbegebieten bei 5 dB(A) höheren Werten 

(nach RLS-90) anzunehmen. Bestehende Konflikte müssen dann abwägungsgerecht 

gelöst werden. Hieraus kann sich eine konkrete Umsetzungspflicht ergeben. Ist die 

grundrechtliche Schwelle zur Gesundheitsgefährdung unter Berücksichtigung der vor-

handenen Lärmschutzeinrichtungen überschritten, muss die Belastung durch Umpla-

nung, Schutzmaßnahmen, Betriebsbeschränkungen, Übernahme des Grundstücks 

oder notfalls durch Verzicht auf ein Vorhaben gemindert bzw. beseitigt werden. 

 

Förderung von Lärmschutzmaßnahmen an bestehenden Straßen 

in kommunaler Baulast 

Über das Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (LGVFG) können Lärm-

schutzmaßnahmen an bestehenden Straßen in kommunaler Baulast gefördert wer-

den. Voraussetzung für eine Förderung ist, dass die Maßnahmen in einem Lärmakti-

onsplan nach § 47d BImSchG oder einem für die Beurteilung gleichwertigen Plan ent-

halten sind und die für Bundesfern- beziehungsweise Landesstraßen geltenden Lärm-

sanierungswerte überschritten sind. 

 

Einsatz lärmmindernder Fahrbahnbeläge innerorts 

Die vorliegenden Erfahrungen zeigen, dass lärmmindernde Fahrbahnbeläge sowohl 

im Außerortsbereich, als auch unter gewissen Voraussetzungen Innerorts mit der er-

forderlichen Dauerhaftigkeit zur Lärmminderung eingesetzt werden können. Im Zuge 

anstehender Erhaltungsmaßnahmen an Bundes- und Landesstraßen wird grundsätz-

lich geprüft, ob die Voraussetzungen zur Lärmsanierung gegeben sind. Werden die 

Auslösewerte überschritten und die planerischen Randbedingungen erfüllt, wird ein 

lärmmindernder Fahrbahnbelag eingebaut. Weitergehende Hinweise geben die 

„Handlungsempfehlungen für den Einsatz von lärmarmen Asphaltdeckschichten 

auf Bundes- und Landesstraßen im Innerortsbereich“ des Verkehrsministeriums vom 

17. Juli 2015 (Az. 2-3945.40/90, abrufbar unter www.vm.baden-wuerttemberg.de > 

Mensch & Umwelt > Lärmschutz > Lärmquellen > Straßenlärm). 

 

Straßenraumgestaltung: Ruhige und sichere Ortsmitte 

Sichere und ruhige Ortsmitten sind eine wichtige Maßnahme zur Gestaltung lebens-

werter Siedlungsbereiche. Es wird daher empfohlen, die Straßenraumgestaltung in 

der Lärmaktionsplanung aufzugreifen.  
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Durch ein integriertes Vorgehen können Straßenabschnitte identifiziert werden, die 

neben einer hohen Lärmbelastung beispielsweise auch hohe Schadstoffemissionen 

aufweisen oder Unfallschwerpunkte darstellen können. Aus der Analyse des Erschei-

nungsbildes dieser Straßenräume, deren verkehrlicher Bedeutung und den Ansprü-

chen der einzelnen Nutzergruppen können Handlungsspielräume geprüft und Maß-

nahmen unter Aufrechterhaltung einer angemessenen Verkehrsqualität entwickelt 

werden. Beispielsweise ergeben sich aus der Verringerung nicht erforderlicher Fahr-

bahnbreiten und nicht zwingend erforderlicher Fahrspuren (auch Abbiegespuren) 

Möglichkeiten für ein Abrücken des motorisierten Verkehrs von der Bebauung. Der 

Raumgewinn kann dem Rad- und Fußverkehr zugutekommen und zur gestalterischen 

Aufwertung des Straßenraums durch Bepflanzungen o.ä. genutzt werden. Zudem 

können Verschwenkungen und Verkehrsinseln zu erhöhter Verkehrssicherheit und ein 

Absenken der gefahrenen Geschwindigkeiten beitragen. Der Abbau von Lichtsignal-

anlagen zugunsten von Fußgängerüberwegen kann durch die sich dadurch erge-

bende Verstetigung des Verkehrs und die Förderung des Fußverkehrs zur Lärmmin-

derung beitragen. 

 

Hinweise auf die Möglichkeiten einer integrierten Straßenraumgestaltung im Zuge von 

klassifizierten Straßen, die auch die Verbesserung der Wohnverhältnisse der Anwoh-

nerinnen und Anwohner durch Umbau insbesondere von Ortsdurchfahrten zum Ziel 

hat, sind in den Broschüren „Ortsdurchfahrten gestalten“ des Verkehrsministeriums 

(abrufbar unter www.vm.baden-wuerttemberg.de > Service > Publikationen) sowie 

„Gute Beispiele für Maßnahmen zur Lärmminderung“ der LUBW (abrufbar unter 

(www.lubw.de > Themen > Lärm und Erschütterungen > Lärmkartierung, Lärmakti-

onsplanung > Maßnahmen zur Lärmminderung) zusammengefasst. 

2.3 Lärmminderung an Straßen – Straßenverkehrsrechtliche Maßnah-

men 

Allgemeine Grundsätze 

Die Ausführungen in diesem Absatz „Allgemeine Grundsätze“ gelten unabhängig da-

von, ob straßenverkehrsrechtliche Lärmschutzmaßnahmen nach § 45 StVO eigen-

ständig oder als Maßnahme eines Lärmaktionsplans ergriffen werden sollen.  

 

Die Anordnung von Maßnahmen zur Beschränkung und zum Verbot des fließenden 

Verkehrs mit dem Ziel der Lärmminderung setzt voraus, dass die Tatbestandsvoraus-

http://www.lubw.de/
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setzungen des § 45 Abs. 9 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) vorliegen. Danach dür-

fen entsprechende Maßnahmen „nur angeordnet werden, wenn auf Grund der beson-

deren örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko 

einer Beeinträchtigung … erheblich übersteigt“.  

 

Die neuere Rechtsprechung orientiert sich hinsichtlich der Frage, ob gemäß § 45 

Abs. 9 Satz 3 StVO eine Gefahrenlage gegeben ist, an den Grenzwerten der Ver-

kehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV). Werden die in § 2 Abs. 1 der 16. BIm-

SchV geregelten Immissionsgrenzwerte überschritten, haben die Lärmbetroffenen re-

gelmäßig einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über eine verkehrs-

beschränkende Maßnahme (VGH Baden-Württemberg, Az. 10 S 2449/17, Rn. 33). 

 

Für die Prüfung, ob verkehrsbeschränkende Maßnahmen aus Gründen des Lärm-

schutzes in Betracht kommen, stellen die Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche 

Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm (Lärmschutz-Richtlinien-StV) 

eine Orientierungshilfe dar. Die Lärmschutz-Richtlinien-StV enthalten grundsätzliche 

Wertungen, lassen aber auch andere Wertungen zu, sofern sie fachlich begründet 

sind. Bei der Festlegung verkehrsbeschränkender Maßnahmen in Lärmaktionsplänen 

sind die in den Richtlinien genannten Kriterien in den Abwägungsprozess einzubezie-

hen und entsprechend zu bewerten.  

 

Die für die Maßnahmenabwägung maßgeblichen Aspekte sind vom Einzelfall abhän-

gig. Relevante Gesichtspunkte sind u. a.: Bewertung von Verdrängungseffekten, die 

Belange des fließenden Verkehrs, Auswirkungen auf den ÖPNV, Auswirkungen auf 

den Fuß- und den Radverkehr, anstehende straßenbauliche Maßnahmen zur Lärm-

minderung, mildere Mittel wie eine geänderte Verkehrsführung, Anpassungsbedarf bei 

Lichtsignalanlagen (Grüne Welle), in Gebieten mit Luftreinhalteplänen Auswirkungen 

auf die Luftreinhaltung. Zur Vermeidung häufigerer Wechsel der zulässigen Höchstge-

schwindigkeit in Ortsdurchfahrten können zwischen Maßnahmenbereichen Lücken-

schlüsse bis maximal 300 Meter Länge erfolgen. 

 

Der Aspekt der Leichtigkeit des Verkehrs ist nicht pauschal in die Abwägung einzu-

stellen, sondern muss hinreichend quantifiziert und konkretisiert werden. Eine mögli-

che Fahrzeitverlängerung infolge einer straßenverkehrsrechtlichen Lärmschutzmaß-

nahme wird in der Regel als nicht ausschlaggebend erachtet, wenn diese nicht mehr 

als 30 Sekunden beträgt.  
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Bei straßenverkehrsrechtlichen Lärmschutzmaßnahmen sind unabhängig vom 

Gebietstyp nach Baunutzungsverordnung und unter Berücksichtigung eines bereits 

vorhandenen Lärmschutzes folgende Werte (RLS-90) zu beachten: 

 

 70 dB(A) zwischen 6:00 und 22:00 Uhr (tags) 

 60 dB(A) zwischen 22:00 und 6:00 Uhr (nachts) 

 in Gewerbegebieten erfolgt ein Zuschlag von 5 dB(A) 

 

Bestehen deutliche Betroffenheiten mit Lärmpegeln über den genannten Werten, ver-

dichtet sich das Ermessen in der Regel zu einer Pflicht zum Einschreiten. Bei erhebli-

chen Lärmbeeinträchtigungen oberhalb der o. g. Werte kann von verkehrsrechtlichen 

Maßnahmen abgesehen werden, wenn dies mit Rücksicht auf die damit verbundenen 

Nachteile (z. B. in Bezug auf Luftreinhaltung, Leistungsfähigkeit, Verkehrsverlage-

rung) qualifiziert belegt wird und gerechtfertigt erscheint. 

 

Auch unterhalb der genannten Werte können straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen 

festgelegt werden, wenn der Lärm Beeinträchtigungen mit sich bringt, die jenseits 

dessen liegen, was unter Berücksichtigung der Belange des Verkehrs im konkreten 

Fall als ortsüblich hingenommen werden muss und damit den Anwohnern zugemutet 

werden kann.  

 

Bei der Ermessensausübung im Rahmen der Lärmaktionsplanung ist besonders zu 

berücksichtigen, dass nach der Lärmwirkungsforschung Werte ab 65 dB(A) am Tag 

und 55 dB(A) in der Nacht im gesundheitskritischen Bereich liegen (vgl. VGH Baden-

Württemberg, Urteil vom 17. Juli 2018, 10 S 2449/17, Rn. 36).  

 

Als Ergebnis einer Abwägung sind auch Maßnahmen mit einer geringeren Lärmmin-

derung als 3 dB(A) zu akzeptieren. Stehen beispielsweise einer Geschwindigkeitsbe-

schränkung bei einer Bundesstraße auf 30 km/h andere Belange wie die Verkehrs-

funktion (überregionale Verkehrsbeziehung und Bündelungsfunktion der Straße) ent-

gegen, so ist als Ergebnis einer Abwägung auch eine Geschwindigkeitsbeschränkung 

auf 40 km/h trotz geringerer Lärmminderung möglich. 

 

Die in der StVO eröffneten Möglichkeiten, Elektrofahrzeuge von Zufahrtbeschränkun-

gen oder Durchfahrtverboten auszunehmen, sollen ausgeschöpft werden. 
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Eine verkehrsbeschränkende Maßnahme, die ohne Abwägungsfehler in einem Lärm-

aktionsplan festgelegt wurde, und für die die Tatbestandsvoraussetzungen des § 45 

Abs. 9 StVO, insbesondere eine Gefahrenlage, gegeben sind, ist von der Straßenver-

kehrsbehörde umzusetzen. Der fachrechtliche Ermessensspielraum wird durch die 

Lärmaktionsplanung überlagert (VGH Baden-Württemberg, 10 S 2449/17, Rn. 28). 

 

 

Verfahren zur Ermittlung der Beurteilungspegel bei der Lärmaktionsplanung 

Bei der Lärmminderungsplanung nach §§ 47a bis 47e BImSchG sind die Berech-

nungsverfahren nach § 5 der 34. BImSchV anzuwenden. Bei straßenverkehrsrechtli-

chen Maßnahmen sind die RLS-90 (bzw. deren Nachfolgerichtlinie) maßgebend für 

die Berechnung des Beurteilungspegels und die Bestimmung des Immissionsortes.  

 

Werden im Zuge der Lärmaktionsplanung eigene Lärmberechnungen seitens der 

planaufstellenden Gemeinde durchgeführt, wird empfohlen, die Beurteilungspegel 

auch nach den Vorgaben der RLS-90 zu ermitteln.  

 

Alternativ sind die nach der Vorläufigen Berechnungsmethode für den Umgebungs-

lärm an Straßen (VBUS) ermittelten Pegelwerte an den Gebäuden durch folgende Ab- 

und Zuschläge mit den nach RLS-90 ermittelten Werten zu vergleichen. Die Nacht-

werte sind identisch, solange sich keine Signalanlagen im Umfeld befinden. Der LDEN-

Wert nach VBUS ist mit den Abschlägen gemäß folgender Tabelle in den Tagwert 

nach RLS-90 umzurechnen: 

 

Straßenkategorie 
LDEN (VBUS) zu Tagwert nach RLS-90 

Abschlag in dB(A) 

Bundesautobahnen - 3 

Bundesstraßen - 2 

Landes-, Kreis-, Gemeinde- und  

Verbindungsstraßen 
- 1 
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Für Signalanlagen (ausgenommen bedarfsregelnde Signalanlagen an Fußgängerfur-

ten) sind tags und nachts folgende Zuschläge anzusetzen: 

 

Entfernung Zuschlag in dB(A) 

bis 40 m + 3 

über 40 m bis 70 m + 2 

über 70 m bis 100 m + 1 

über 100 m 0 

 

Maßgeblich zur Beurteilung sind der Lärmpegel sowie die Zahl der Lärmbetroffenen 

in den betreffenden Gebäuden. Diese können anhand der Betrachtung der Gebäu-

destruktur oder nach VBEB (Vorläufige Berechnungsmethode zur Ermittlung der Be-

lastetenzahlen durch Umgebungslärm) ermittelt werden. Bestehen Hinweise auf lärm-

bedingte Leerstände entlang des betreffenden Straßenabschnitts so wird zur Einwoh-

ner- und Betroffenheitsermittlung das statistische Verfahren der VBEB empfohlen. 

Eine Differenzierung nach Stockwerken ist zur Abwägung verkehrsrechtlicher Maß-

nahmen nicht erforderlich. 

 

Zur Beurteilung der Lärmsituation als Grundlage für straßenverkehrsrechtliche Lärm-

schutzmaßnahmen sind Lärmkarten mit Isophonen-Bändern im Abstand von 5 dB(A) 

nicht ausreichend. Um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können, sind fol-

gende Unterlagen erforderlich: 

 

 Höhe der Lärmpegel je Gebäude 

 Anzahl der Lärmbetroffenen je Gebäude 

 Kriterien und Ergebnis der Maßnahmenabwägung aus dem Lärmaktionsplan 

 

Für den Eintritt der in Abschnitt 2.1 beschriebenen Bindungswirkung muss der Lärm-

aktionsplan hinreichend bestimmte Festlegungen enthalten. Werden Maßnahmen le-

diglich in allgemeiner Form in den Lärmaktionsplan aufgenommen, ist es Aufgabe der 

zuständigen Straßenverkehrsbehörde, unter Berücksichtigung der Ausführungen im 

Lärmaktionsplan ermessensfehlerfrei über die Maßnahme zu entscheiden. 
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Straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zur Unterstützung einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung 

Bei der Gestaltung ruhiger und sicherer Ortsmitten sind straßenverkehrsrechtliche 

Maßnahmen zur Unterstützung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung von 

besonderem Interesse. Ein praktischer Anwendungsfall hierfür ist z. B. eine innerörtli-

che Verkehrsumlegung zur Verkehrsberuhigung und/oder zur Aufwertung einer Ein-

kaufsstraße. 

 

§ 45 Abs. 1b Satz 1 Nr. 5, 2. Halbsatz StVO ermächtigt die Straßenverkehrsbehörden 

zur Anordnung geeigneter Maßnahmen im Einvernehmen mit der Gemeinde. Die 

Kommunen haben einen Anspruch darauf, dass die Verkehrsbehörden von dieser Er-

mächtigung ermessensfehlerfreien Gebrauch machen. 

 

Voraussetzung für die Anordnung von Maßnahmen zur Unterstützung einer geordne-

ten städtebaulichen Entwicklung ist ein vom zuständigen Organ der Gemeinde be-

schlossenes städtebauliches Verkehrskonzept, das hinreichend konkret die verkehrli-

chen Planungen in einem bestimmten räumlichen Bereich darstellt. Ein Verkehrskon-

zept, das Veränderungen von Verkehrsstraßen und Verkehrsströmen zum Inhalt hat, 

muss Angaben darüber enthalten, welche anderen Straßen den durch Beschränkun-

gen und Verbote verdrängten Verkehr aufnehmen sollen und hat den Erfordernissen 

der planerischen Abwägung unter Einbeziehung aller zu berücksichtigenden Belange 

und Interessen zu genügen. Die Anforderungen orientieren sich an den Leitvorgaben 

des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. April 1994 (Az.: BVerwG 11 C 

17.93 Rdnr. 20).  

2.4 Lärmminderung an Schienenwegen 

Die Zuständigkeit für die Aufstellung eines bundesweiten Lärmaktionsplanes für 

Haupteisenbahnstrecken des Bundes mit Maßnahmen in Bundeshoheit liegt beim Ei-

senbahn-Bundesamt (EBA). 

 

Bei den Städten und Gemeinden verbleibt die Zuständigkeit für die Aufstellung von 

Lärmaktionsplänen an nicht-bundeseigenen Haupteisenbahnstrecken, aber auch für 

bundeseigene Haupteisenbahnstrecken mit Maßnahmen, die nicht in Bundeshoheit 

liegen. Hierbei ist insbesondere an planerische Maßnahmen beispielsweise im Rah-

men der Siedlungsentwicklung zu denken (siehe Abschnitt 2.5). 
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Maßnahmen zur Lärmminderung an Schienenwegen 

Für die Lärmminderung an Schienenwegen kommen grundsätzlich Maßnahmen zur 

Reduzierung des betriebsbedingten Lärms sowie planerische Festlegungen insbeson-

dere der Bauleitplanung in Frage.  

 

Die Zuständigkeit zur Reduzierung des betriebsbedingten Lärms von Schienenwegen 

liegt, soweit es sich um bundeseigene Schienenwege handelt, beim Bund. Wichtig ist 

daher, dass die Gemeinden bei der Lärmaktionsplanung ihre planerischen Möglich-

keiten nutzen, um insbesondere das Entstehen weiterer Lärmprobleme zu vermeiden 

(siehe Abschnitt 2.5). Wichtige Grundlage zur Behandlung von Lärmkonflikten im 

Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens sind die „Schalltechnischen Orientierungs-

werte“ in Beiblatt 1 der DIN 18005-1 Schallschutz im Städtebau. 

2.5 Lärmminderung durch städtebauliche Maßnahmen 

Im Rahmen der Lärmaktionsplanung können auch planerische Festlegungen insbe-

sondere bezüglich städtebaulicher Maßnahmen getroffen werden. Das Ministerium für 

Verkehr gibt deshalb im Einvernehmen mit dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 

Wohnungsbau Hinweise bezüglich städtebaulicher Maßnahmen, die je nach städte-

baulicher Situation bei der Aufstellung von Lärmaktionsplänen Berücksichtigung fin-

den sollen.  

 

Gemäß § 47d Abs. 6 i.V.m. § 47 Abs. 6 BImSchG haben die Behörden die planungs-

rechtlichen Festlegungen in Lärmaktionsplänen in ihren Planungen zu berücksichti-

gen. 

 

Bei der Bestimmung von Lärmminderungsmaßnahmen ist darauf zu achten, dass 

diese bezüglich ihrer städtebaulichen Komponenten hinreichend konkret sind und ihre 

Umsetzung auch durch planungsrechtliche Festlegungen in der Bauleitplanung, ins-

besondere durch entsprechende Festsetzungen gemäß § 9 BauGB in Bebauungsplä-

nen, erreicht werden kann.  

 

Die wesentlichen, je nach der städtebaulichen Situation einsetzbaren städtebaulichen 

Maßnahmen, die sowohl Bestandteil einer Lärmminderungsmaßnahme als auch 

Maßnahmen zum vorbeugenden Lärmschutz im Rahmen der Siedlungsentwicklung 

der Gemeinden sein können, sind: 
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 Verträgliche räumliche Zuordnung neuer Wohn- und Gewerbegebiete unterei-

nander 

 Schalltechnisch sinnvolle Gliederung von Baugebieten (insbesondere Indust-

rie- und Gewerbegebiete) 

 Struktur der Erschließung, so dass Durchfahrtsmöglichkeiten (Schleichwege) 

vermieden / reduziert werden 

 Dimensionierung und Gestaltung von Straßen und Ortsdurchfahrten gemäß 

den kommunalen Verkehrskonzepten 

 Abschirmung durch Schallschutzwälle, Schallschutzwände, Gebäude  

insbesondere mit lärmunempfindlichen Nutzungen 

 Gebäudeorientierung, beispielsweise mit entsprechend angeordneten  

Grundrissen (insbesondere bei lärmabschirmenden Gebäuden)  

 Vermeidung von Schallreflektionen durch geeignete Gebäudeausrichtung, Fas-

sadenanordnung und -gestaltung 

 Vermeidung schallharter Gebäudeoberflächen zugunsten lärmabsorbierender 

Materialien 

 Teil- und Vollabdeckung, Tunnel und Umbauungen von Straße/ Schiene 

 Passiver Lärmschutz, beispielsweise durch Schallschutzfenster (immissions-

schutzrechtlich nicht als Lärmminderungsmaßnahme gegenüber Sport- und 

Freizeitanlagen und gegenüber gewerblichen Anlagen möglich) 

 Begrünung  

 

Je konkreter die Lärmminderungsmaßnahmen im Lärmaktionsplan formuliert sind, 

umso eher können diese durch die zuständigen Planungsträger Berücksichtigung fin-

den und sich im Rahmen der Abwägung gegenüber den sonstigen öffentlichen und 

privaten Belangen durchsetzen.  

 

Wichtigste Grundlage zur Behandlung von Lärmkonflikten im Rahmen eines Bebau-

ungsplanverfahrens sind die „Schalltechnischen Orientierungswerte“ in Beiblatt 1 der 

DIN 18005-1 Schallschutz im Städtebau. Da es sich um „Orientierungswerte“ handelt, 

beschreiben sie die aus Sicht des Schallschutzes wünschenswerten Zielwerte und 

können in diesem Sinne von den Gemeinden im Rahmen der Abwägung genutzt wer-

den. Je deutlicher die Abweichungen nach oben ausfallen, desto zwingender werden 

technische oder städtebauliche Begründungen dafür notwendig sein. Dies gilt insbe-

sondere für Neubaugebiete. Im Bestand sind maßvolle Überschreitungen dagegen e-

her zu rechtfertigen, um beispielsweise eine starke Nutzungsmischung und eine dem 
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Vorrang der Innenentwicklung entsprechende Planung, insbesondere mit Wohnnut-

zungen umsetzen zu können. 

 

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau stellt den Gemeinden und 

anderen mit der Bauleitplanung Befassten mit der „Städtebauliche Lärmfibel – Hin-

weise für die Bauleitplanung“ eine Arbeitshilfe zur Verfügung. Diese steht unter 

www.staedtebauliche-laermfibel.de als Onlineversion sowie zum Download zur Verfü-

gung. 

2.6 Schutz ruhiger Gebiete 

Ziel von Lärmaktionsplänen soll es auch sein, ruhige Gebiete gegen eine Zunahme 

des Lärms zu schützen (§ 47d Abs. 2 BImSchG). Die Umgebungslärmrichtlinie unter-

scheidet zwischen ruhigen Gebieten in Ballungsräumen als „ein von der zuständigen 

Behörde festgelegtes Gebiet, in dem beispielsweise der LDEN-Index oder ein anderer 

geeigneter Lärmindex für sämtliche Schallquellen einen bestimmten, von dem Mit-

gliedstaat festgelegten Wert nicht übersteigt“, sowie ruhigen Gebieten auf dem Land, 

als „ein von der zuständigen Behörde festgelegtes Gebiet, das keinem Verkehrs-, In-

dustrie- und Gewerbe- oder Freizeitlärm ausgesetzt ist“. 

 

Weder die Umgebungslärmrichtlinie noch das Bundes-Immissionsschutzgesetz ma-

chen weitergehende Vorgaben zur Identifizierung, Auswahl, Abgrenzung und Festle-

gung ruhiger Gebiete.  

 

Das Verkehrsministerium plant Anfang 2019 einen Praxisleitfaden „Ruhige Gebiete in 

der Lärmaktionsplanung“ mit konkretisierenden Hinweisen für den Umgang mit ruhi-

gen Gebieten herauszugeben. 

 

Hinweise zur fachlichen Herangehensweise und den rechtlichen Rahmenbedingen 

bei der Festlegung ruhiger Gebiete in einem Lärmaktionsplan geben u. a. die LAI-Hin-

weise zur Lärmaktionsplanung (abrufbar unter www.lubw.de >Themen > Lärm und Er-

schütterungen > Lärmkartierung, Lärmaktionsplanung), die Publikation „Technisch 

wissenschaftliche Unterstützung bei der Novellierung der EU-Umgebungslärmrichtli-

nie (AP3)“ des Umweltbundesamtes (www.umweltbundesamt.de > Publikationen) so-

wie die Vortragsfolien der in Kooperation mit dem ALD vom Verkehrsministerium ver-

anstalteten Fachtagung (www.ald-laerm.de > Publikationen > Präsentationen der 

ALD-Veranstaltungen > 2017 > Ruhige Gebiete).  

http://www.staedtebauliche-laermfibel.de/
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2.7 Strategische Umweltprüfung 

Unter bestimmten Voraussetzungen muss für Lärmaktionspläne eine strategische 

Umweltprüfung (SUP) gemäß UVPG (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung) 

durchgeführt werden, wenn der Lärmaktionsplan für UVP-Pflichtige Vorhaben eine 

rahmensetzende Wirkung hat (§ 35 Abs. 1 Nr. 2 UVPG i. V. m. Anlage 5 Nr. 2.1 zum 

UVPG). 

 

Nach § 35 Abs. 3 UVPG liegt eine Rahmensetzung vor, wenn der Plan Festlegungen 

mit Bedeutung für spätere Zulassungsentscheidungen, insbesondere zum Bedarf, zur 

Größe, zum Standort, zur Beschaffenheit, zu Betriebsbedingungen von Vorhaben o-

der zur Inanspruchnahme von Ressourcen enthält. 

 

Eine solche Rahmensetzung lässt sich dann verneinen, wenn der Lärmaktionsplan so 

formuliert ist, dass er keine Aussagen enthält, die bei der Zulassung von UVP-rele-

vanten Vorhaben zu beachten oder zu berücksichtigen sind. 

3 Weitere Informationen 

Verkehrsministerium und LUBW unterstützen die von der Lärmkartierung und Lärm-

aktionsplanung berührten Städte, Gemeinden und Fachbehörden. 

3.1 Hinweise, Informationen, Veröffentlichungen  

Umfangreiche Informationen zur Lärmaktionsplanung finden Sie auf den Internet-

seiten der LUBW unter www.lubw.de >Themen > Lärm und Erschütterungen > Lärm-

kartierung, Lärmaktionsplanung. Sie umfassen u.a. folgende Themenfelder: 

 Informationen und Handreichungen zum Verfahrensablauf, 

 „Gute Beispiele“ für Lärmminderungskonzepte und -maßnahmen in verschie-

denen bundesdeutschen Städten und Regionen (auch als PDF-Handout), 

 eine Online-Software-Anwendung zum interaktiven ausprobieren von Lärmmin-

derungsmaßnahmen in einem Modellgebiet 
  

http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/219362/
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/219367/
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/219628/
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Hingewiesen wird insbesondere auf die unter > Publikationen und Links eingestellten 

Informationen: 

 „Leitfaden zur Aufstellung von Lärmaktionsplänen in  

interkommunaler Zusammenarbeit“ (März 2011) 

 „LAI-Hinweise zur Lärmaktionsplanung“  

(aktualisierte Fassung vom 09. März 2017) 

 

Weitere Informationen zum Thema Umgebungslärm finden sich auf den Internetseiten 

des Verkehrsministeriums unter www.vm.baden-wuerttemberg.de und auf der Infor-

mationsseite für Kommunen bei der LUBW. 

 

3.2 Ansprechpartner/innen in den Kommunen 

Um den direkten Kontakt mit den für die Lärmaktionsplanung zuständigen Ansprech-

partner/innen in den Städten und Gemeinden zu ermöglichen, bitten wir höflich – 

sofern nicht bereits erfolgt – um Registrierung über die Informationsseite für Kommu-

nen der LUBW. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Dr. Udo Weese 


